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Berichtigung
In der Bekanntmachung „Benennung von Verkehrsflä-

chen“ vom 12. Juni 2019 (Amtl. Anz. S. 749) muss es im 
Anhang „Erklärung der neuen Namen“ beim Karl-Heinz-
Rissmann-Weg richtig heißen: „Mitglied der Bezirksver-
sammlung Bergedorf von 1987 bis 1997“.

Hamburg, den 17. Juli 2019

Die Behörde für Kultur und Medien 
– Staatsarchiv – Amtl. Anz. S. 1021

Richtlinie der Behörde für Arbeit, 
Soziales, Familie und Integration (BASFI) 

zur Förderung von regionalen 
Integrationszentren (IZ) 

für Zugewanderte in Hamburg
Förderzeitraum 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2020

1. 	 Förderziele, Zuwendungszweck

1.1 	 Ziele

Die Freie und Hansestadt Hamburg fördert auf der 
Grundlage des Zuwanderungsgesetzes, in Verbindung 

mit dem SGB II, dem Hamburger Integrationskonzept 
„Teilhabe, Interkulturelle Öffnung und Zusammen-
halt“ und den Drucksachen 20/2171, 20/4148 und 
20/4245, Maßnahmen zur gesellschaftlichen Teilhabe 
von zugewanderten Menschen in Hamburg.

Durch die mit dieser Richtlinie geförderten Maßnah-
men sollen folgende Ziele für Zugewanderte in Ham-
burg erreicht werden:

–	 Heranführung an die Regeldienste,

–	 Soziale Stabilisierung,

–	 Heranführung an Sprachförderung.

1.2 	 Zielgruppen

Die Angebote der regionalen Integrationszentren rich-
ten sich an nachstehende Zielgruppen:

1.2.1  Bleibeberechtigte erwachsene Zugewanderte, die 
keinen Anspruch auf die vorrangigen Leistungen des 
Bundes haben.

1.2.2  Für den Leistungsbereich Sprachförderung (Lern
beratung und Sprachstandtests, sozialpädagogische 
Begleitung zu den Integrationskursen sowie den 
Sprachförderkursen der BASFI) werden zusätzlich fol-
gende Zielgruppen zugelassen: In Hamburg lebende 
Ausländer sowie in Hamburg gemeldete EU-Bürger 
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(unabhängig vom Einreisedatum), die auf Grund feh-
lender persönlicher Voraussetzungen die Leistungsan-
forderungen der Integrationskurse des Bundes nicht 
erfüllen können (z. B. weil sie auf Grund geringer 
Schulbildung lernungewohnt sind oder weil ihre Lese- 
und Schreibfertigkeiten nicht ausreichend sind).

1.2.3  Bei der Lotsen-/Kurzberatung besteht keine Ziel-
gruppenbeschränkung.

1.3 	 Zuwendungszwecke

Nach Maßgabe der unter Ziffer 1.1 genannten Ziele 
konkretisieren sich folgende Zuwendungszwecke:

1.3.1  Betrieb regionaler Integrationszentren mit fol-
genden Leistungsangeboten:

a) 	 Qualifizierte Lotsen-/Kurzberatung, um insbeson-
dere über die Aufgaben der bestehenden Regel-
dienste zu informieren und dorthin zu vermitteln,

b) 	Fallmanagement mit Erstellung eines zielorientier-
ten Hilfeplans zur sozialen Stabilisierung,

c) 	 Erstberatung zur Antidiskriminierung (AD) und 
Vernetzung mit der AD-Beratungsstelle „amira“,

d) 	Lernberatung zu Sprachkursangeboten und Organi-
sation von Sprachstands- bzw. Einstufungstests,

e) 	 Durchführung von ergänzenden Sprachförderkur-
sen,

f) 	 Sozialpädagogische Begleitung während der Sprach-
förderkurse und der Integrationskurse nach dem 
Zuwanderungsgesetz,

g) 	Öffentlichkeitsarbeit und Durchführung von Ver-
anstaltungen für Multiplikatoren und Zugewan-
derte zur Unterstützung der Zielsetzung,

h) 	Vernetzung der Beratungsangebote mit den Ange-
boten der Regeldienste der Bezirksämter und ande-
ren integrationsfördernden Akteuren.

1.4 	 Rahmenbedingungen für den Betrieb von regionalen 
Integrationszentren

1.4.1  Generelle Voraussetzungen sind:

–	 Erfahrungen der Träger in der Integrationsarbeit 
mit Zugewanderten und dem Themenbereich 
Migration,

–	 eine hinreichende technisch/organisatorische und 
personelle Ausstattung ist bereitzustellen,

–	 geeignete, zentral gelegene Räumlichkeiten in den 
jeweiligen Bezirken/Stadtteilen mit guter öffentli-
cher Verkehrsanbindung sind vorzuhalten bzw. vor 
Aufnahme der Beratungstätigkeit einzurichten. Die 
Nähe zu einem Sozialen Dienstleistungszentrum 
sollte möglichst gegeben sein. Von Vorteil ist, wenn 
Räume gemeinsam genutzt werden können,

–	 etablierte Netzwerke im Quartier und Erfahrungen 
in der Zusammenarbeit mit den Regeldiensten und 
anderen Akteuren im Bereich der Migration und 
gesellschaftlichen Teilhabe,

–	 Verwaltungskompetenz in Bezug auf öffentlich 
geförderte Projekte, insbesondere im Management 
und in der Verwendungsnachweisführung.

1.4.2  Anforderungen an das Fachpersonal

Voraussetzungen für das Fachpersonal in der Beratung 
sind:

–	 Interkulturelle Kompetenz,

–	 spezielle Rechts-, Fach- und Methodenkenntnisse 
im Bereich Migration und Zuwanderung,

–	 Kenntnisse über Strukturen und Regeldienste in 
Hamburg und im regionalen Umfeld,

–	 Fremdsprachenkenntnisse sollten möglichst vor-
handen sein.

1.4.3  Qualifikationsanforderungen

Als formale Qualifikation ist regelhaft eine einschlä-
gige, abgeschlossene Ausbildung in der Sozialarbeit 
(Diplom- oder Bachelorabschluss), oder ein vergleich-
barer Studienabschluss der Sozialwissenschaften, mit 
Bezug zum Aufgabenbereich Migrationsberatung/Inte-
gration erforderlich.

1.4.4  Qualifikationsanforderungen an die Leitungs-
stelle

Als formales Qualifikationskriterium ist eine einschlä-
gige, abgeschlossene Fachhoch- oder Hochschulausbil-
dung mindestens mit Bachelorabschluss erforderlich.

2. 	 Zuwendungsempfangende

–	 Diese Förderrichtlinie richtet sich an Träger, die in 
der Freien und Hansestadt Hamburg ihren Sitz 
oder einen Tätigkeitsschwerpunkt haben und sich 
für die Integration von bleibeberechtigen Zugewan-
derten engagieren.

–	 Für die Integrationszentren ist Trägervielfalt in der 
Freien und Hansestadt Hamburg sowie eine klare 
regionale Zuständigkeit gewünscht.

–	 Zuwendungsempfangende können ausschließlich 
juristische Personen sein.

3. 	 Zuwendungsvoraussetzungen

–	 Der Sozialdatenschutz ist in vollem Umfang zu 
gewährleisten.

–	 Zum Projektbeginn müssen geeignete Räumlichkei-
ten zur Verfügung stehen. Die Ausstattung der 
Büros und Beratungsräume muss vorhanden sein.

–	 Vom Träger werden wirtschaftlich geordnete Ver-
hältnisse erwartet, und es muss eine ordnungsge-
mäße Geschäftsführung gesichert sein.

–	 Bei der Erbringung der Leistungen müssen die 
Erfordernisse der Wirtschaftlichkeit und der Spar-
samkeit beachtet werden.

4. 	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

4.1 	 Zuwendungsart

Zuwendungen nach dieser Richtlinie werden als Pro-
jektförderung gewährt.

4.2 	 Finanzierungart

Die Zuwendung wird als Festbetragsfinanzierung 
gewährt.

4.3 	 Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss 
gewährt.

4.4 	 Bemessungsgrundlage

Es werden zur Erreichung des Zuwendungszwecks not-
wendige und angemessene Sach- und Personalkosten 
gemäß der Festbeträge in der Anlage 1 und der Anlage 2 
bezuschusst.
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Die Personalkosten sind auf der Basis der Personalkos-
tenverrechnungssätze der Finanzbehörde zuzüglich 
der vereinbarten Tarifsteigerungen berechnet worden.

Darüber hinaus werden keine weiteren Zuwendungs-
mittel zur Verfügung gestellt.

4.4.1  Für eine Standardausstattung eines (1,0) IZ- 
Standortes gelten:

–	 eine Pauschale für Personalkosten

und

–	 eine Pauschale für Sachkosten.

Die Höhe der Förderbeträge können der Anlage 1 
(Information zu Fördermitteln) und Anlage 2 (IZ- 
Standorte und finanzielle Ausstattung) zur Förder-
richtlinie entnommen werden.

Diese Festbeträge berücksichtigen die von den Trägern 
zu erbringenden Eigenmittelanteile. Die Berechnung 
der Personalkostenpauschale beinhaltet je (1,0) IZ- 
Standort 2,0 Stellenanteile für Beratung (maximal 
TV-L E 9) und 0,2 Stellenanteile für Leitung (maximal 
TV-L E 11).

Die fachlichen Voraussetzungen gemäß Ziffern 1.4.3 
und 1.4.4 müssen vorliegen und vor Einstellung von 
der BASFI überprüft und anerkannt sein.

Die vorgesehenen Standorte der regionalen Integra
tionszentren und die Höhe der beabsichtigten jeweili-
gen Förderung sind in Anlage 1 (Information zu För-
dermitteln) und Anlage 2 (IZ-Standorte und finanzielle 
Ausstattung) zur Förderrichtlinie geregelt.

4.4.2  Für die Durchführung der ergänzenden Sprach-
förderung gelten:

–	 Kurskosten können im Umfang von maximal 200 
Stunden je Kurs abgerechnet werden.

–	 Die Höhe der Honorarsätze je Unterrichtsstunde 
und die Höhe der abrechnungsfähigen Sachkosten 
und gegebenenfalls anfallender Mietkosten sind der 
Anlage 1 (Informationen zu den Fördermitteln) zu 
entnehmen.

5. 	 Nebenbestimmungen

5.1 	 Nebenbestimmungen im Zuwendungsbescheid

–	 Öffentlichkeitsarbeit

	 Der Träger der Anlaufstelle ist verpflichtet, in sei-
ner Öffentlichkeitsarbeit auf die Förderung durch 
die Freie und Hansestadt Hamburg hinzuweisen. 
Das Logo der Freien und Hansestadt Hamburg ist 
auf allen Publikationen zu verwenden.

–	 Auszahlungs- und Buchführungsbestimmungen

	 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nur auf 
Anforderung. Ausgezahlt wird frühestens zwei 
Monate vor Fälligkeit von Zahlungen zur Erfüllung 
des Zuwendungszwecks.

	 Die bewilligten Mittel werden erst ausgezahlt, wenn 
der Bewilligungsbescheid bestandskräftig geworden 
ist. Die Auszahlung kann beschleunigt werden, 
wenn auf einen Rechtsbehelf verzichtet wird.

–	 Der Zuwendungsempfangende muss sicherstellen, 
dass zu Lasten eines Kontos, auf das Zuwendungs-
mittel durch die Bewilligungsbehörde überwiesen 
worden sind, entweder nur gemeinschaftlich durch 
mindestens zwei vertretungsberechtigte Personen 
verfügt wird oder bei anderen Festlegungen durch 
Satzung, Gesellschaftervertrag usw., die eine Verfü-

gung zu Lasten eines Kontos durch eine einzelne 
Person zulassen (z. B. bei Prokura oder im Rahmen 
der Geschäftsführung), der Geschäftsbetrieb derge-
stalt organisiert ist, dass die Anordnungen des Ein-
zelverfügungsberechtigten regelmäßigen Kontrol-
len unterliegen, die wirksam einem Missbrauch 
vorbeugen.

–	 Alle Ausgaben und Einnahmen eines Projektes sind 
zu erfassen. Deren Nachverfolgung in den Buchfüh-
rungsunterlagen, gegebenenfalls in den separaten 
Abrechnungssystemen, ist zu gewährleisten. Hierzu 
hat der Zuwendungsempfangende sicherzustellen, 
dass eine projektbezogene Kostenstellen-/Kosten-
trägerrechnung eingerichtet ist.

–	 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, die aus den 
Unterlagen ersichtlichen Daten auf Datenträger, die 
im Zusammenhang mit dem Vorhaben eingereicht 
werden, zu speichern und zu verarbeiten. Zulässig 
ist auch eine Auswertung für Zwecke der Statistik 
und der Prüfung über die Wirksamkeit des Projekts 
sowie eine Veröffentlichung der Auswertungsergeb-
nisse in anonymisierter Form.

–	 Es wird darauf hingewiesen, dass zur Wahrnehmung 
parlamentarischer Aufgaben Daten der Zuwendung 
nach § 7 Absatz 1 der Datenschutzordnung der 
Hamburgischen Bürgerschaft in Bürgerschafts-
drucksachen veröffentlicht werden können und 
dass Zuwendungsdaten auf Grund des Hamburgi-
schen Transparenzgesetzes in elektronischer Form 
im Informationsregister veröffentlicht werden. Per-
sonenbezogene Daten werden bei der Bezeichnung 
des Zuwendungszwecks nur genannt, sofern sie 
nicht aus Datenschutzgründen zu anonymisieren 
sind. Bürgerschaftsdrucksachen werden auch im 
Internet veröffentlicht.

–	 Personalkosten

	 Sofern hauptamtliches Personal mit Mitteln aus 
Zuwendungen beschäftigt wird, ist Folgendes zu 
beachten:

	 Stellenveränderungen oder -neubesetzungen sind 
der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Inte
gration umgehend mitzuteilen. Dieses beinhaltet 
auch Angaben zur Qualifikation der neuen Mitar-
beiterin oder des neuen Mitarbeiters, damit die 
Behörde überprüfen kann, ob die qualitativen Fest-
legungen in Bezug auf das Personal eingehalten 
werden (Personalveränderungen sind mit dem Per-
sonalbogen mitzuteilen). Wir weisen Sie an dieser 
Stelle zudem auf Ihre Mitteilungspflichten gemäß 
Ziffer 5 der ANBest-P hin.

–	 Beschäftigung von Honorarkräften

	 Bei der Beschäftigung von Honorarkräften sind die 
steuer-, arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen 
Bestimmungen zu beachten. Eventuelle Nachforde-
rungen Dritter auf Grund nicht eingehaltener 
Bestimmungen sind vom Zuwendungsempfangen-
den zu tragen.

	 Honorare, die aus dem Sachkostenbudget finanziert 
werden, können auch als Aufwandsentschädigun-
gen (Übungsleiterpauschale, Ehrenamtspauschale 
gemäß § 3 Nummer 26 EStG, § 3 Nummer 26a 
ESTG) gezahlt werden. Auch hier liegt es in der 
Verantwortung des Zuwendungsempfangenden zu 
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prüfen, ob die steuerrechtlichen Voraussetzungen 
zur Leistung dieser Pauschalen vorliegen.

–	 Die ordnungsgemäße Bearbeitung aller Personalan-
gelegenheiten, wie z. B. die Berechnung der Bezüge, 
die Abführung der Lohnsteuer und Sozialversiche-
rungsbeiträge usw. ist sicherzustellen. Sofern mit 
diesen Aufgaben Dritte betraut werden, ist die Ver-
pflichtung auf diese vertraglich zu übertragen und 
zu vereinbaren, so dass bei fehlerhaftem Handeln 
Schadenersatz in voller Höhe zu leisten und zur 
Sicherstellung der Ansprüche aus Schadenersatz 
eine entsprechende Versicherung nachzuweisen ist.

Die Behörde vergibt grundsätzlich keine Zuwendungs-
mittel zur Refinanzierung einer zusätzlichen Altersver-
sorgung.

Die mit der Umsetzung des Aufwendungsausgleichsge-
setzes entstehenden Ausgaben aus der Umlage U1, U2 
und U3 werden als zuwendungsfähig anerkannt. Der 
Zuwendungsempfangende ist verpflichtet, die daraus 
entstehenden Erstattungsansprüche gegenüber den 
Ausgleichskassen entsprechend den dortigen Verfah-
rensregeln umgehend geltend zu machen.

Die Behörde behält sich vor, im Zuwendungsbescheid 
weitere Nebenbestimmungen zu erlassen, bzw. vorge-
nannte Bestimmungen anzupassen. Verbindlich gelten 
die Regelungen des jeweiligen Zuwendungsbescheides.

5.2 	 Erfolgskontrolle und Verwendungsnachweis

5.2.1  Dokumentation

–	 Für die zu erbringenden Leistungen gemäß Ziffer 
1.3.1 werden zwischen dem Zuwendungsgebenden 
und -empfangenden verbindliche Kennzahlen zur 
Messung des Programmerfolgs abgestimmt und per 
Zuwendungsbescheid festgelegt. Diese Kennzahlen 
müssen unterjährig dokumentiert, statistisch in 
einer Datenbank erfasst und quartalsweise an den 
Zuwendungsgebenden übermittelt werden.

–	 Nach Ablauf des Bewilligungszeitraums ist bis zum 
31. März des Folgejahres ein zahlenmäßiger Ver-
wendungsnachweis entsprechend der Finanzie-
rungsübersicht im Bescheid sowie ein Sachbericht 
einzureichen. Die erbrachte Arbeit in den Integra
tionszentren ist darin nachvollziehbar darzustellen 
und die erreichten Zielkennzahlen zu kommentie-
ren, insbesondere bei Abweichungen von den ver-
einbarten Werten. Auf Anforderung der Behörde 
berichtet der Zuwendungsempfangende auch zwi-
schenzeitlich.

–	 Um die Zielerreichung überprüfen und bewerten zu 
können, sind folgende statistische Daten zu erhe-
ben:

a) 	In der Lotsen-/Kurzberatung ist für jede Bera-
tung statistisch zu erfassen, in welchen Regel-
dienst vermittelt wurde.

b)	Im Fallmanagement ist zu dokumentieren, wel-
che Stabilisierungsmaßnahmen erforderlich und 
zielführend waren. Dazu ist – je rechnerischem 
1,0 IZ-Standort – zu drei Fällen exemplarisch im 
Sachbericht zu berichten.

5.2.2  Zweckerreichungskontrolle

Die Zweckerreichung der Einzelförderung/Maßnahme 
ist nachgewiesen, wenn die vereinbarten Zuwendungs-
zwecke und Aufgaben durchgeführt wurden und dies 

aus den Darstellungen im Sachbericht des Trägers 
hinreichend abgeleitet werden konnte.

Zur Zweckerreichungskontrolle kann die Behörde 
ergänzende Regelungen im Zuwendungsbescheid fest-
legen.

5.2.3  Erreichung der Förderziele

Die Erfolgskontrolle wird jährlich durchgeführt. An
hand der Datenlage gemäß Ziffer 5.2.1 und der gemäß 
Ziffer 5.2.2 erbrachten Aufgaben wird beurteilt, ob die 
Ziele gemäß Ziffer 1.1 in der Gesamtbewertung des 
Programms erreicht wurden.

5.2.4  Rückforderung der Zuwendung

Die nach dieser Förderrichtlinie ausgezahlten Zuwen-
dungsmittel sind zu erstatten, wenn der Träger die im 
Zuwendungsbescheid aufgeführten Zwecke und Leis-
tungen nicht anforderungsgemäß durchgeführt hat. 
Insbesondere kommt es zu Rückforderungen, wenn

–	 das Personal nicht den in Ziffer 1.4.3 und Ziffer 
1.4.4 formulierten Anforderungen entspricht,

–	 die vereinbarten Aufgaben und Leistungen nicht in 
Umfang und Qualität erbracht werden,

–	 die Nachweise der Erfolgs- und Zweckerreichung 
nicht, nicht vollständig oder nicht ausreichend bzw. 
verspätet erbracht werden.

6. 	 Verfahren

6.1 	 Antragsverfahren

Antragsformulare sind beim Zuwendungsreferat (An
schrift siehe unten) anzufordern.

Der Antrag muss Informationen zu den unter den Zif-
fern 1.3 und 1.4 genannten Anforderungen enthalten:

Ein Konzept, das beschreibt, wie die definierten Ziele 
und Zwecke erreicht werden sollen. Darüber hinaus 
muss das Konzept noch nachstehende Angaben enthal-
ten:

–	 Darstellung einer auskömmlichen Finanzierung,

–	 Darstellung zum Umfang des geplanten Personal-
einsatzes,

–	 Angaben zu Art und Umfang der fachlichen Quali-
fikation und Berufserfahrungen der Fachkräfte, die 
eingesetzt werden sollen. Diese Informationen kön-
nen im Laufe des Zuwendungsverfahrens nachge-
reicht werden,

–	 Angaben zum Qualitätsmanagement, zur geplanten 
Qualitätssicherung und zur Dokumentation von 
Leistungen und Zweckerreichung,

–	 Darstellung der vorhandenen technischen und 
organisatorischen Rahmenbedingungen unter Be
schreibung der Aufbauorganisation,

–	 Darstellung der wirtschaftlichen Bonität sowie der 
Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Geschäfts-
führung,

–	 die im Antragsvordruck geforderten Auskünfte, 
Erklärungen und Unterlagen.

	 Die vollständigen Antragsunterlagen sind bis zum 
13. August 2019 einzureichen bei der

	 Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 
– Projekt- und Zuwendungssteuerung AI 43 –�  
Hamburger Straße 47, 22083 Hamburg.
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–	 Über Ausnahmen zu dieser Richtlinie entscheidet 
die zuständige Abteilungsleitung AI 4.

6.2 	 Zu beachtende Vorschriften

Im Bewerbungsverfahren wird danach ausgewählt, ob 
in den Unterlagen deutlich wird, wie die Anforderun-
gen maßgeblich erfüllt und wie davon abgeleitet zu 
erwarten ist, dass die fachlichen Ziele und Zwecke am 
besten erreicht werden.

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gilt die Landes-
haushaltsordnung der Freien und Hansestadt Ham-
burg (LHO) mit den dazu erlassenen Verwaltungsvor-
schriften (VV) zu § 46 LHO, den Allgemeinen Neben-
bestimmungen (ANBest-P) der Anlage 2 der VV zu § 46 
LHO, soweit in dieser Bekanntgabe nicht Abweichun-
gen zugelassen sind.

Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Zuwen-
dung wird nicht begründet. Vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde auf Grund ihres pflichtgemäßen 
Ermessens unter Berücksichtigung der fachlichen 
Schwerpunktsetzungen sowie im Rahmen der verfüg-
baren Finanzmittel.

Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, nach Maß-
gabe der oben genannten Bestimmungen den Zuwen-
dungsbescheid weiter zu konkretisieren und weiterge-
hende Regelungen zu treffen.

7. 	 Inkrafttreten und Befristung

Diese Förderrichtlinie ersetzt die bisherige Ausfüh-
rung vom 1. Juni 2018 und tritt in der geänderten Fas-
sung mit der Veröffentlichung in Kraft und gilt vorerst 
bis zum 31. Dezember 2020.

Die Behörde behält sich vor, die Laufzeit um ein weite-
res Jahr zu verlängern.

Hamburg, den 9. Juli 2019

Die Behörde für Arbeit, Soziales, 
Familie und Integration

Amtl. Anz. S. 1021

Anlage 1

Informationen über Fördermittel 2020 
gemäß Ziffer 4.4 der „Richtlinie der 

Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und 
Integration (BASFI) zur Förderung von 

regionalen Integrationszentren für 
Zugewanderte (IZ) in Hamburg“

1. 	 Förderung von regionalen Integrationszentren

1.1 	 Anzahl der Standorte

Von der BASFI sind in Hamburger Bezirken folgende 
IZ-Standorte festgelegt worden:

Hamburg-Mitte: 4,25 Standorte; Altona: 2,0 Standorte; 
Eimsbüttel: 1,5 Standorte; Hamburg-Nord: 2,0 Stand-
orte; Wandsbek: 2,5 Standorte; Bergedorf: 1,0 Stand-
ort; Harburg: 1,5 Standorte. IZ-Standorte können nach 
regionalem Bedarf zusammengefasst oder geteilt wer-
den.

1.2 	 Standard der Personal- und Sachkostenausstattung für 
einen (1,0) IZ-Standort

1.2.1  Personalkosten 137.085,00 EUR p.a. im Jahr 2020

Die Personalkosten beinhalten Aufwendungen für:

2,0 Stellen Sozialberatung (E 9 TV-L) und 0,2 Stellen
anteil Leitung (E 11 TV-L).1)

1.2.2  Abrechnungsmodalitäten

Je 1,0 IZ-Standort werden maximal 2.850 Stunden p.a. 
(Beratungszeiten ohne sonstige Urlaubs-, Krankheits-, 
Fortbildungs- und sonstige Verfügungszeiten) für den 
Zuwendungszweck/Leistungen gemäß Ziffer 1.3 der 
Förderrichtlinie für qualifiziertes Personal gemäß Zif-
fer 1.4.2 der Förderrichtlinie mit einer Pauschale von 
48,10 EUR in 2020 je nachgewiesener Stunde vergütet.

1.3 	 Sach-, Betriebs- und Verwaltungskosten2) 45.675,00 
EUR p.a. im Jahr 2020 und Abrechnung der tatsächli-
chen Kosten maximal in der Höhe der genannten 
Beträge.

Minderausgaben bei den Sachkosten können für Perso-
nalaufwendungen genutzt werden, soweit diese nicht 
bereits durch die Personalkosten-Pauschale abgedeckt 
werden.

2. 	 Ergänzende Sprachförderung

Förderungen erfolgen bedarfsgerecht und werden je 
Sprachkurs mit maximal folgenden Mitteln zur Verfü-
gung gestellt:

2.1 	 Honorarkosten 35,00 EUR/Unterrichtsstunde bis maxi
mal 7.000,00 EUR.

Abrechnung der tatsächlich geleisteten Stunden, bis 
maximal 200 Stunden je Kurs.

2.2 	 Mietkosten3)

5,00 EUR/Stunde bis maximal 1.000,00 EUR, sofern 
keine trägereigenen Räume zur Verfügung stehen.

Abrechnung der tatsächlich geleisteten Stunden, bis 
maximal 200 Stunden je Kurs.

2.3 	 Sachkosten

Pauschale von 10 % der zuwendungsfähigen Honorar-
kosten.

1)	 Beiträge zur Berufsgenossenschaft sind über das Sachkos-
tenbudget zu decken. Die weiteren personalbezogenen 
Aufwendungen sind über die Personalkosten-Pauschale 
zu finanzieren.

2)	 Für die Sach-, Betriebs- und Verwaltungskosten gelten 
folgende Regelungen: Das Budget kann für Ausgaben zur 
Erfüllung des Zuwendungszwecks grundsätzlich frei ver-
wendet werden mit folgender Maßgabe:

	 – �für den Bereich Verwaltung sind Personalkosten (Kal-
kulationsbasis TV-L E 6) je IZ Standort abrechnungsfä-
hig;

	 – �Versicherungsbeiträge, die 500,00 EUR p. a. je Standort 
überschreiten, sind mit dem Zuwendungsreferat hier 
AI 4302 im Vorwege abzustimmen.

3)	 Zusätzliche Mietkosten können nur erstattet werden, 
soweit nachweisbar keine eigenen Räume zur Verfügung 
stehen und die genutzten Räumlichkeiten Dritter nicht 
bereits aus öffentlichen Mitteln refinanziert werden. 
Mietkosten werden im Verwendungsnachweis nur in tat-
sächlicher entstandener Höhe anerkannt und sind durch 
Belege nachzuweisen.
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Planfeststellungsverfahren für den Neubau 
der U-Bahnlinie U5-Ost City Nord bis 
Bramfeld – Auslegung des Plans sowie 

Unterrichtung nach § 19 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung –

Die Hamburger Hochbahn AG (Vorhabensträgerin) hat 
für das vorstehende Vorhaben bei der als Anhörungs- und 
Planfeststellungsbehörde zuständigen Behörde für Wirt-
schaft, Verkehr und Innovation die Planfeststellung gemäß 
§ 28 Absatz 1 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) in 
Verbindung mit § 73 des Hamburgischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (HmbVwVfG) beantragt.

Gegenstand der Planfeststellungsunterlage ist eine neue, 
etwa 6 km lange U-Bahn-Strecke mit fünf Haltestellen zur 
Erschließung der Stadtteile Bramfeld, Steilshoop, Barmbek 
Nord, Ohlsdorf Süd, Alsterdorf und Winterhude (City 

Nord) (U5 Ost) als erster Abschnitt einer neuen U-Bahn-Li-
nie U5. Die U5 soll abweichend zum Bestandsnetz als voll-
automatisches System GoA 4 (Grade of Automation 4) mit 
Bahnsteigtüren betrieben werden. Des Weiteren ist der 
Umbau der oberirdischen U1 Bestandshaltestelle Sengel-
mannstraße mit Aktivierung des nördlichen Bahnsteigs für 
einen Umstieg zwischen U1 und U5 Bestandteil dieser 
Unterlage. Hinzukommen eine Betriebswerkstatt, Abstell
gleise und eine Waschhalle im Bereich des sogenannten 
Gleisdreiecks Alsterdorf. Außerdem soll östlich der Halte-
stelle in Bramfeld eine Kehr- und Abstellanlage errichtet 
werden. Es sind zudem mehrere Notausgänge vorgesehen.

Nach Fertigstellung wird die neue U-Bahn-Linie über-
wiegend unterirdisch liegen. Nur im Gleisdreieck sowie im 
Bereich der Haltestelle Sengelmannstraße sind oberirdische 
Anlagen vorgesehen. Östlich des Gleisdreiecks kann die 
Tunnelstrecke zwischen den Haltestellen und Notausgän-
gen im Tunnelvortriebsverfahren erfolgen. Im Übrigen 

 
 

Anlage 2 
Standorte der Integrationszentren (IZ) und finanzielle Ausstattung ab 2020 

s. Fußnote 1) 

Fördermittel BASFI 
Finanzielle und personelle Ausstattung gemäß Ziffer 4 der Richtlinie der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie  
und Integration (BASFI) zur Förderung von regionalen Integrationszentren für Zugewanderte (IZ) in Hamburg 
Bezirk Hamburg-Mitte 
Region IZ-Standorte (rechnerisch)*)1 Personal/Stellenanteile Fördermittel EUR max. 
  Beratung Leitung  
St. Pauli   0,5 1,0  0,1  91.380,00 
Wilhelmsburg-Mitte inkl. Veddel 1,5 3,0  0,30  274.140,00 
Billstedt 1,25 2,5  0,25  228.450,00 
Wilhelmsburg-Ost 1,0 2,0  0,2    182.760,00 
Gesamt  4,25 8,5  0,85  776.730,00 
Bezirk Altona 
 IZ- Standorte Personal/Stellenanteile Fördermittel EUR max. 
Altona 2,0 4,0 Beratung 0,4 Leitung   365.520,00 
Bezirk Eimsbüttel  
 IZ-Standorte Personal/Stellenanteile Fördermittel EUR max. 
Eimsbüttel  1,5 3,0 Beratung 0,3 Leitung   274.140,00 
Bezirk Nord  
 IZ-Standorte Personal/Stellenanteile Fördermittel EUR max. 
Barmbek 2,0 4,0 Beratung 0,4 Leitung 365.520,00 
Bezirk Wandsbek 
 IZ-Standorte Personal/Stellenanteile Fördermittel EUR max. 
  Beratung Leitung  
Wandsbek-Markt 1,0 2,0 0,2    182.760,00 
Steilshoop                    0,5 1,0 0,1       91.380,00 
HH-Rahlstedt                     1,0 2,0 0,2     182.760,00 
Gesamt 2,5 5,0 0,5     456.900,00 
Bezirk Bergedorf  
 IZ-Standorte Personal/Stellenanteile Fördermittel EUR max. 
  Beratung Leitung  
Bergedorf, Nettelnburg, Lohbrügge, u.w. 0,5 1,0 0,1     91.380,00 
Bergedorf-Kern, Bergedorf-West,  
Allermöhe, u. w.          

0,5 1,0 0,1     91.380,00 

Gesamt  1,0 2,0 0,2 182.760,00 
Bezirk Harburg  
 IZ-Standorte Personal/Stellenanteile Fördermittel EUR max. 
Harburg-Zentrum,inkl. Heimfeld, 
inkl. Neuwiedenthal   

1,5 3,0 Beratung 0,3 Leitung 274.140,00 

Gesamt                                                                                                                                                                         2.695.710,00 EUR 
1) Standardausstattung pro (1,0) IZ-Standort: 182.760 EUR jährlich (PK 48,10 EUR/Std./Pauschale für max. 2.850 Stunden = 137.085,00 EUR  
   zuzüglich SK-Budget 45.675,00 EUR) 
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wird das Vorhaben in offener Bauweise errichtet. Dies wird 
insgesamt zu bauzeitlichen Beeinträchtigungen führen. 
Folgemaßnahmen sind unter anderem an Ver- und Entsor-
gungsleitungen und öffentlichen Straßen notwendig.

Die unvermeidliche Beeinträchtigung des Waldes im 
nördlichen Gleisdreieck muss im Sinne des § 15 Absatz 2 
Satz 3 BNatSchG durch Schaffung einer geeigneten Wald-
fläche im Naturraum D22 „Schleswig-Holsteinische Geest“ 
ersetzt werden. Auf einer Fläche in der Gemeinde Katten-
dorf (Schleswig-Holstein) etwa 25 km vom Eingriffsort 
entfernt ist die Entwicklung einer 2 ha großen Ackerfläche 
zu einem Laubmischwald vorgesehen.

Mit dem Vorhaben einschließlich der Umweltmaßnah-
men einhergehen werden bau-, anlage- und betriebsbe-
dingte Beeinträchtigungen sowohl des Vorhabensbereichs 
als auch benachbarter Bereiche und baulicher Anlagen 
durch unmittelbare Inanspruchnahmen (z. B. Grunderwerb 
oder bauzeitliche Flächennutzungen) oder mittelbare Aus-
wirkungen (z. B. Schalleinwirkungen aus Baulärm oder 
dem späteren Betrieb). Vorhandene Anlagen werden teil-
weise umzubauen oder abzubrechen sein. Wegen der Ein-
zelheiten des vorgenannten Vorhabens wird auf die auslie-
genden Planunterlagen verwiesen.

Die Vorhabensträgerin hat die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß §§ 5 Absatz 1 Num-
mer 1, 7 Absatz 3 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) beantragt. Die Anhörungs- und Plan-
feststellungsbehörde erachtet das Entfallen der Vorprüfung 
als zweckmäßig, da das Vorhaben auch nach ihrer Einschät-
zung erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann, die nach § 25 Absatz 2 bei der Zulassungsentschei-
dung zu berücksichtigen wären. Gemäß § 7 Absatz 3 Satz 2 
UVPG besteht unter diesen Voraussetzungen die Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ohne 
vorherige Durchführung einer Vorprüfung.

Über die Zulässigkeit des Vorhabens kann durch Plan-
feststellungsbeschluss entschieden werden. Hierfür zustän-
dig ist die vorstehend bezeichnete Planfeststellungsbe-
hörde.

Die Planunterlagen, aus denen sich Art und Umfang des 
Vorhabens ergeben, liegen samt den Unterlagen über die 
Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 19 Absatz 2 
UVPG vom 30. Juli 2019 bis zum 29. August 2019 während 
der Amtsstunden zur Einsicht aus im

–	 Bezirksamt Wandsbek, Zentrum für Wirtschaftsförde-
rung, Bauen und Umwelt, Foyer, Schloßgarten 9, 22041 
Hamburg,

–	 Bezirksamt Hamburg-Nord, Zentrum für Wirtschafts-
förderung, Bauen und Umwelt (WBZ Hamburg-Nord), 
Servicezentrum, I. Stock, Kümmellstraße 6, 20249 Ham-
burg, sowie

–	 Amt Kisdorf, Winsener Straße 2, 24568 Kattendorf.

Bei den Unterlagen über die Umweltauswirkungen des 
Vorhabens nach § 19 Absatz 2 UVPG, die der Planfeststel-
lungsbehörde mit dem Antrag vorgelegt wurden, handelt es 
sich insbesondere um folgende Unterlagen:

–	 Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen 
(UVP-Bericht),

–	 allgemein verständliche, nichttechnische Zusammenfas-
sung nach § 16 Absatz 1 Nummer 7 UVPG (Ziffer 12 des 
UVP-Berichtes, S. 172),

–	 Wasserrechtliche Anträge,

–	 Landschaftspflegerische Maßnahmenpläne,

–	 Landschaftspflegerischer Fachbeitrag,

–	 Fachbeitrag Artenschutz,

–	 Schalltechnische Untersuchung (16. BImSchV, TA-Lärm, 
Baulärm),

–	 Erschütterungstechnische Untersuchung,

–	 Baugrundgutachten,

–	 Hydrogeologisches Gutachten,

–	 Fachbeitrag Elektromagnetische Verträglichkeit,

–	 Fachbeitrag Streustrom,

–	 Brandschutzkonzept,

–	 Bauwassermanagementkonzept,

–	 Wasserreinigungskonzept.

Einwendungen nach § 73 Absatz 4 HmbVwVfG

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt wer-
den, kann bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist 
Einwendungen gegen den Plan erheben. Mit Ablauf der 
Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach 
anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe 
nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen den Planfest-
stellungsbeschluss einzulegen, können innerhalb der vorge-
nannten Frist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben. Mit 
Ablauf der vorgenannten Frist sind auch diese Stellungnah-
men ausgeschlossen (vgl. § 73 Absatz 4 Satz 6 HmbVwVfG).

Äußerungen nach § 21 UVPG

Die betroffene Öffentlichkeit kann sich im Rahmen der 
Beteiligung zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens 
äußern. Die Äußerungsfrist endet einen Monat nach Ablauf 
der Frist für die Auslegung der Unterlagen. Mit Ablauf der 
Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässigkeit 
des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen. Die 
Äußerungsfrist gilt auch für solche Einwendungen, die sich 
nicht auf die Umweltauswirkungen des Vorhabens bezie-
hen (siehe oben).

Einwendungen und Äußerungen können demnach bis 
zum 30. September 2019 schriftlich oder zur Niederschrift 
bei der Planfeststellungsbehörde (Behörde für Wirtschaft, 
Verkehr und Innovation, Alter Steinweg 4, 20459 Ham-
burg), bei dem Bezirksamt Hamburg-Nord (Kümmellstraße 
6, 20249 Hamburg), Bezirksamt Wandsbek (Schloßstraße 9, 
22041 Hamburg) oder dem Amt Kisdorf (Winsener Straße 
2, 24568 Kattendorf) erhoben bzw. vorgebracht werden. 
Maßgeblich für die Einhaltung der Frist ist das Datum des 
Eingangs. Die Versendung einer E-Mail genügt nicht. Der 
Eingang von Äußerungen und Einwendungen wird nicht 
bestätigt. Fragen können innerhalb der Äußerungsfrist an 
die Planfeststellungsbehörde gerichtet werden.

Bei Äußerungen und Einwendungen, die von mehr als 
50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in 
Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht 
worden sind, gilt für das Planfeststellungsverfahren derje-
nige Unterzeichner als Vertreter der übrigen Unterzeich-
ner, der darin mit seinem Namen, seinem Beruf und seiner 
Anschrift als Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von 
den übrigen Unterzeichnern als Bevollmächtigter bestellt 
worden ist. Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. 
Äußerungen und Einwendungen, die die genannten Anga-
ben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift 
versehenen Seite enthalten oder bei denen der Vertreter 
keine natürliche Person ist, können unberücksichtigt blei-
ben; dasselbe gilt insoweit, als Unterzeichner ihren Namen 
oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben 
(§ 17 HmbVwVfG).
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Nach Ablauf der Einwendungsfrist hat die Anhörungs-
behörde die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen Einwen-
dungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von 
Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 Satz 5 HmbVwVfG sowie 
die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan mit dem 
Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen 
sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stel-
lungnahmen abgegeben haben, zu erörtern. Der Erörte-
rungstermin ist mindestens eine Woche vorher im Amtli-
chen Anzeiger bekannt zu machen. Die Behörden, der Trä-
ger des Vorhabens und diejenigen, die Einwendungen erho-
ben oder Stellungnahmen abgegeben haben, sind von dem 
Erörterungstermin zu benachrichtigen.

Bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin 
kann auch ohne ihn verhandelt werden. Die Vertretung 
durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevoll-
mächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzu-
weisen.

Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und des 
Trägers des Vorhabens mehr als 50 Benachrichtigungen 
vom Erörterungstermin oder außer an den Träger des Vor-
habens mehr als 50 Zustellungen des Planfeststellungsbe-
schlusses vorzunehmen,

a) 	 können die Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, oder die Vereinigungen, die Stellungnahmen 
abgegeben haben, von dem Erörterungstermin durch 
öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt werden,

b) 	kann die Zustellung der Entscheidung über die Einwen-
dungen und Stellungnahmen durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Die Bestimmungen des § 73 Absatz 3 Satz 1 und Absätze 5 
bis 7 HmbVwVfG über die Bekanntmachung der Ausle-
gung, den Erörterungstermin und die Benachrichtigung 
vom Erörterungstermin gelten für die Äußerungen der 
betroffenen Öffentlichkeit nach §§ 18, 21 UVPG entspre-
chend (§ 18 Absatz 1 Satz 4 UVPG).

Aufwendungen, die durch die Einsichtnahme in die 
Planunterlagen, durch Äußerungen und die Erhebung von 
Einwendungen und Stellungnahmen oder durch die Teil-
nahme am Erörterungstermin entstehen, können nicht 
erstattet werden.

Sobald der Plan ausgelegt oder andere Gelegenheit gege-
ben ist, den Plan einzusehen, dürfen auf den vom Plan 
betroffenen Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme wesent-
lich wertsteigernde oder die geplanten Baumaßnahmen 
erheblich erschwerende Veränderungen nicht vorgenom-
men werden (Veränderungssperre). Veränderungen, die in 
rechtlich zulässiger Weise vorher begonnen worden sind, 
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher 
ausgeübten Nutzung werden davon nicht berührt. Unzuläs-
sige Veränderungen bleiben bei der Anordnung von Vor-
kehrungen und Anlagen und im Entschädigungsverfahren 
unberücksichtigt (§ 28 a PBefG).

Die Planunterlagen sowie allgemeine Informationen 
zum Anhörungs- und Planfeststellungsverfahren sollen ab 
dem Beginn der Auslegung auch im Internet unter der 
Adresse http://www.hamburg.de/bwvi/np-aktuelle-planfest-
stellungsverfahren/ veröffentlicht werden. Maßgeblich ist 
der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 27 a 
Absatz 1 Satz 4 HmbVwVfG). Die Zugänglichmachung des 
Inhalts der in der vorliegenden Bekanntmachung enthalte-
nen Bekanntmachung nach § 19 Absatz 1 UVPG und der 
nach § 19 Absatz 2 UVPG auszulegenden Unterlagen (siehe 
oben) erfolgen im UVP-Portal unter der Adresse http://
www.hamburg.de/umweltvertraeglichkeitspruefungen- 

hamburg/. Maßgeblich ist der Inhalt der ausgelegten Unter-
lagen (§ 20 Absatz 2 Satz 2 UVPG).

Hamburg, den 23. Juli 2019

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation
Amtl. Anz. S. 1026

Beabsichtigung der Entwidmung 
einer Wegefläche in der Straße 

Bernadottestraße/Bezirk Altona
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) wird im Bezirk Altona, Gemarkung Oth-
marschen, Ortsteil 219, in der Straße Bernadottestraße eine 
etwa 828 m² große Wegefläche (Flurstück 3281) mit soforti-
ger Wirkung als für den öffentlichen Verkehr entbehrlich 
entwidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu entwidmenden Flä-
che liegen für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Foyer des Fachamtes Management des öffentli-
chen Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 
22767 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun-
gen (schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 10. Juli 2019

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1028

Entwidmung der Wegefläche der ehemaligen 
Gerstenbergstraße zwischen Langelohstraße 

und Brentanostraße/Bezirk Altona
Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) werden im Bezirk Altona, Gemarkung 
Nienstedten, Ortsteil 221, in der ehemaligen Gerstenberg
straße zwischen Langelohstraße und Brentanostraße eine 
etwa 180 m² große (Flurstück 1560) und eine etwa 39 m² 
große (Flurstück 1559) Wegefläche mit sofortiger Wirkung 
als für den öffentlichen Verkehr entbehrlich entwidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Entwid-
mung ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und 
ist gelb gekennzeichnet.

Hamburg, den 10. Juli 2019

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1028

Widmung einer Verbreiterungsfläche in 
der Straße Am Sorgfeld/Bezirk Altona
Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) wird im Bezirk Altona, Gemarkung 
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Sülldorf, Ortsteil 226, eine etwa 1610 m² große (Flurstück 
856 teilweise), in der Straße Am Sorgfeld liegende Verbrei-
terungsfläche mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen 
Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen 
Raumes, Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung 
ergibt sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Hamburg, den 10. Juli 2019

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1028

Erneute öffentliche Auslegung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplan- 

Entwurfs Barmbek-Nord 38
Das Bezirksamt Hamburg-Nord hat beschlossen, folgen-

den Bebauungsplan-Entwurf gemäß § 3 Absatz 2 des Bauge-
setzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3635) erneut öffentlich auszulegen:

Vorhabenbezogener Bebauungsplan-Entwurf Barm-
bek-Nord 38

Das Bebauungsplanverfahren wurde durch den Aufstel-
lungsbeschluss N 1/19 eingeleitet.

Auf Grund der fehlenden Erkennbarkeit der Gutachten 
auf der Homepage des Bezirksamtes während der öffentli-
chen Auslegung im Zeitraum 3. Juni 2019 bis 3. Juli 2019 
wird die Auslegung wiederholt. Von den Planunterlagen ist 
lediglich der Vorhaben- und Erschließungsplan dahinge-
hend verändert worden, dass im Bereich der westlichen 
Grundstücksgrenze die Gehwegführung angepasst wurde. 
Die während der Auslegung im Zeitraum 3. Juni 2019 bis  
3. Juli 2019 eingegangenen Stellungnahmen werden im wei-
teren Verfahren berücksichtigt und müssen nicht erneut 
vorgebracht werden.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im 
Bezirk Hamburg-Nord im Stadtteil Barmbek-Nord und hat 
eine Größe von etwa 1,36 ha. Das Plangebiet wird wie folgt 
begrenzt: Hufnerstraße – Osterbekkanal – Westgrenzen der 
Flurstücke 275 und 2073, West- und Nordgrenze des Flur-
stücks 1966 der Gemarkung Barmbek (Bezirk Hamburg- 
Nord, Ortsteil 427).

 

Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Barmbek-Nord 38 sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für Wohnungsbau in besonders gut 
erschlossener Lage am Osterbekkanal geschaffen werden. 

Die bestehende Blockrandbebauung Hufnerstraße 53 bis 57 
ist durch Wohnnutzung geprägt. Der übrige Gebäudebe-
stand des Plangebiets diente bis 2014 einer Restaurantkette 
als Sitz der Firmenzentrale. Auf Grund nicht mehr zeitge-
mäßer Gewerbebauten und fehlender Erweiterungsmög-
lichkeiten wurde diese verlagert. Nach einer Zwischennut-
zung zur Unterbringung von Flüchtlingen und Asylsuchen-
den soll das ehemalige Betriebsgelände einer Wohngebiets-
nutzung mit etwa 132 Wohneinheiten zugeführt werden.

Der Bebauungsplan wird als vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan nach § 12 BauGB aufgestellt, dem ein Vorhaben- 
und Erschließungsplan eines privaten Vorhabenträgers zu 
Grunde liegt. Hierzu wird ein Durchführungsvertrag erar-
beitet.

Das Bebauungsplanverfahren dient der Innenentwick-
lung im Sinne von § 13 a BauGB und wird, da auch die 
übrigen gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, im be
schleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB durchgeführt. Die früh-
zeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Absatz 1 
BauGB hat am 25. Februar 2016 stattgefunden.

Der Bebauungsplan-Entwurf (zeichnerische Darstellung 
mit textlichen Festsetzungen und Begründung) wird in der 
Zeit vom 1. August 2019 bis einschließlich 2. September 
2019 an den Werktagen (außer sonnabends) montags bis 
donnerstags zwischen 9.00 Uhr und 16.00 Uhr und freitags 
zwischen 9.00 Uhr und 14.00 Uhr beim Fachamt Stadt- und 
Landschaftsplanung des Bezirksamtes Hamburg-Nord, 
Technisches Rathaus, Kümmellstraße 6, VI. Obergeschoss, 
20249 Hamburg, öffentlich ausgelegt.

Auskünfte zum ausgelegten Bebauungsplan-Entwurf er
teilt das Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung nach 
vorheriger telefonischer Terminabsprache unter Telefon-
nummer 040 / 4 28 04 - 60 23 oder - 60 20.

Der Bebauungsplan-Entwurf kann im oben genannten 
Zeitraum auch im Internet unter Verwendung des kosten
losen Online-Dienstes „Bauleitplanung“ auf den Seiten des 
„Hamburg Service“ eingesehen werden. Zudem besteht 
hier die Möglichkeit, direkt bis einschließlich 2. September 
2019 Stellungnahmen online abzugeben. Vor der Nutzung 
ist eine kostenlose Registrierung erforderlich. Alle Online-
Dienste des Hamburg-Service sind unter folgender Adresse 
aufrufbar: www.gateway.hamburg.de

Neben der zuvor genannten Möglichkeit, direkt online 
Stellung zu nehmen, können während der öffentlichen Aus-
legung bis einschließlich 2. September 2019 Stellungnah-
men zu dem ausliegenden Bebauungsplan-Entwurf bei der 
genannten Dienststelle schriftlich oder zur Niederschrift 
abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleit-
plan unberücksichtigt bleiben.

Hamburg, den 17. Mai 2019

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 1029

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Am Knill –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Olden-
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felde, Ortsteil 526, belegene Wegefläche Am Knill (Flur-
stück 94 teilweise), von Farmsener Zoll bis Rahlstedter Weg 
verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Ver-
kehr gewidmet.

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen wird die im Bezirk 
Wandsbek, Gemarkung Oldenfelde, Ortsteil 526, belegene 
Verbreiterungsfläche Am Knill (Flurstück 94 teilweise), bei 
Haus Nummern 1 d-1 h liegend, mit sofortiger Wirkung 
dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierte Bereiche), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, 
Barmbeker Markt 22, Zimmer 1 a, 22081 Hamburg, zur 
Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während die-
ser Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsich-
tigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen schrift-
lich oder zu Protokoll des Fachamtes Management des 
öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 1. Juli 2019

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1029

Entwidmung von 
öffentlichen Wegeflächen 

– Am Knill –
Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen sind die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Olden-
felde, Ortsteil 526, belegenen öffentlichen Wegeflächen Am 
Knill (Flurstücke 4737, 4740, 2996 und 2995 jeweils teil-
weise), bei Haus Nummern 1-1 d, 1 h und 3-3 a liegend, für 
den öffentlichen Verkehr entbehrlich und werden mit 
sofortiger Wirkung entwidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplan kann beim 
Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des öffentli-
chen Raumes, Barmbeker Markt 22, 22081 Hamburg, einge-
sehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 

nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Am Alten Posthaus 2, 
22041 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 1. Juli 2019

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1030

Widmung von Wegeflächen 
im Bezirk Wandsbek 

– Minsbekweg –
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-

rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Poppen-
büttel, Ortsteil 519, belegene Wegefläche Minsbekweg 
(Flurstück 3495 teilweise), vor Haus Nummern 1-5 verlau-
fend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr 
gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des 
öffentlichen Raumes, Barmbeker Markt 22, 22081 Ham-
burg, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Postfach 70 21 41, 
22021 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 3. Juli 2019

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1030

Beabsichtigung einer Widmung des 
Tatenberger Weges im Bezirk Bergedorf
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird der Tatenberger Weg ab dem Moorfleeter 
Hauptdeich, über das Brückenbauwerk verlaufend und in 
südlicher und östlicher Richtung an den Tatenberger Deich 
führend mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet.

Die zu widmenden Flächen sind gelb markiert im Plan 
dargestellt.

Der Plan über den Umfang der zu widmenden Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Fachamt Management des öffentlichen Raumes 
des Bezirksamtes Bergedorf, Kampweg 4, Zimmer 04, 21035 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus.

Während dieser Zeit können alle, deren Interessen 
durch die beabsichtigte Widmung berührt werden, Einwen-
dungen schriftlich oder zu Protokoll vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 15. Juli 2019

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 1030

Erneute Öffentliche Auslegung 
eines Bauleitplan-Entwurfs 

– Verlängerung der Auslegungsfrist –
Vorhabenbezogener Bebauungsplan-Entwurf Harburg 71 

(Sand)

Unter Hinweis auf die Veröffentlichung im Amtlichen 
Anzeiger Nr. 50 von Freitag, dem 28. Juni 2019 S. 848, wird 
die Auslegungsfrist bis einschließlich 16. August 2019 ver-
längert.

Hamburg, den 16. Juli 2019

Das Bezirksamt Harburg
Amtl. Anz. S. 1030
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Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 186-19 LG

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau einer Schulkantine mit Vitalküche,  
Am Damm 47 in 22175 Hamburg

Bauauftrag: Lufttechnische Anlagen

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 178.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. März  Februar 2020 bis Juli 2020

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. August 2019 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 12. Juli 2019

Die Finanzbehörde 603

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 195-19 PF

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Sporthalle, Ebelingplatz 9 in 20537 Hamburg

Bauauftrag: Sportboden

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 122.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. September 2019 bis November 2019

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. August 2019 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 12. Juli 2019

Die Finanzbehörde 604

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 198-19 LG

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Außenanlagen des Zubaus einer Schulkantine 
mit Vitalküche, Am Damm 47 in 22175 Hamburg

Bauauftrag: Garten- und Landschaftsbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 115.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. 42. KW 2019 bis 37. KW 2020

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. August 2019 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Offenes Verfahren
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB OV 045-19 IE
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau am Geomatikum,  
Bundesstraße 57 in 20146 Hamburg
Bauauftrag: Kälteanlagen
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 2.231.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Ende Oktober 2019 bis November 2020
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
7. August 2019 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
http://www.gmh-hamburg.de/ 
ausschreibungen/bauausschreibungen.html
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Juli 2019

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 606

Offenes Verfahren
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB OV 047-19 CR
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
MIN-Forum und Informatik,  
Sedanstraße 16-18, Bundesstraße in 20146 Hamburg
Bauauftrag: Wasserhaltung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 558.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Mitte September 2019 bis April 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
14. August 2019 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
http://www.gmh-hamburg.de/ 
ausschreibungen/bauausschreibungen.html
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Juli 2019

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 607
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Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 12. Juli 2019

Die Finanzbehörde 605

Sonstige Mitteilungen
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